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Die Artikel stellen nidlt unbedingt die von der Niedersäüsisdren Vermessungs- und
Katasterven^raltung vertretene Meinung dar.



VORWOR]

Umlegungen und Grenzregelungen nadr dem Vierten Teil d,es Bundesbaugesetzes

sind ein nidrt mehr wegzudenkendes Instrument der städteba,ulidlen Ordnung. Die

Zahl der Bodenord,nungsverfahren wädrt'st.ändig, nidrt rurr in den Stlidtea, sondern

audr in ländlidren Gemeinden. Dannit werden audr die Katastträmter mehr und mehr

an diesem Verfahren mitzuwirken haben. Die vodiegende Sdrift soll ihnen ebenso

wie derr Gemreindea und den Umlegtrngsaussdrüssen Hilfe und Lridaden sein, sie

durd, das Verfahrea zu führen. Sie ist ein erstef, Entwurf, und es wäre zu begrüßen,

wenn bereits vorhandene oder nodr zu sammelnde Erfahrungen rnitgeteilt würden,

damit diese bei einer neuen Auflage oder bei später ,,amtlidr" zu erstellenden Ridrt-

linien berüdcsidrtigt werden können. Die Vordrud<e, die für den Ablauf des

Verfahrens ent'wid<elt wurden, werden zunädrst vom Niedersädrsisdren Landes-

verwaltungsamt - Landesvermessung - hergestellt und können von dort bezogen

werden. Idr danke dem Verfasser sowie den Herren Vermessungsoberrat §7. Leon-

hardt und Amtsrat G. I&ihnemann, die ihn bei dieser Arbeit unterstützt haben, und

hoffe, daß die Sdrrift vielen nützen möge.

Hannover, im Januar 1969

Professor Dr.-[rg. habil. Dr.-[ng. E. h. Nittinger

Leitender Ministerialrat

im Niedersädrs. Ministerium

des Inn,ern



Umlegung und Grenzregelung nach dem Bundesbaugesetz

Von Ministerialrat Di.-Ing. B. §7endt, Nieders. Ministerirmr des Innern
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Umlegung

l. Allgemeines

1.1. Umlegung als Maßnahme zur Durdrführung der Bodenordnung

Die Umlegung ist ein durdr die Bestimmungen des Bundesbaugesetzes vom 2?. 6. 1960
(BGBI. I S. 341) - Vierter Teil, Erster Absdrnitt - geregeltes Grundstü&sausdr'
ve.rfahren. Sie dient neben dem öffendi&en Interesse an einer Ersdrließung oder
Neugestaltung bestimmter Cl€biete in erster Linie den beteiligten Grundstüd<s'
eigenttimern. Bei einer Unilegung werden bebaute und unbebaute Grundstüd<c
derart umgestaltet oder getausdrt, daß sie sidr nadr [.age, Form und G«iße für die
geplante baulidre oder sonstige Nutzung eignen.

1.2. Der Bebauungsplan a,ls C,,rundlage der Umlegtmg

Eine Umlegung darf nur im Geltungsbereidr eines Bebauungsplanes durdrgeführt
werden (§ a5 Abs. 1).

De Einleitung einer Umlegung ist nath § 45 Abs. 2 iedodr bereits vor Aufstellung
(lnlrafttreten) d:es Beba,uungsplanes zulässi'g (2.1). Von dieser Mäglidrkeit sollte vor
allem dann Cebraudr gemadr,t werden, wenn Zeit dadurdr gespaf,t wird, daß der
Ilmlegungsaussdruß frühzeitig nrit den Vorarbeiten beginnen kann oder wenn zu
vermüten ist, daß im Vedauf des Umlegungsverfahrenr planerisdrc Gesidltspunkte
erkennbar werden, die den Inhalt des Bebauungsplanes beeinflussen können. Man hat
in d,iesem Fall den Vorteil, Anderungen gegenüber dem Planentwurf, die sidr erst
im Laufe des UmlegungSverfahrens als notu'endig erweisen, ohne das sdrwerfällige
Planänderrrngsverfahren nadr § 2 Ab6. 7 in den BebaurngFplan übernehmen zu

können. Ferner werden mit der Bekanntmad[mg des Umlegungsbesdrlusses (2.2.?)

das Vorkaufsredrt der Gemeinden (§ 2a Abs. 1) sowie die Verfügungs- und Vetän-
derungssperre (§ 51) wirksam.

Besteht ausnahmsweise noö kein Enfwurf eines Bebauungsplanes, dann sollte die

Gerneinde spätestens mit der Umlegungsanordnung die Aufstel,lung eines Bebau-

ungsplanes f.i. da§ Umlegungsgebiet besdrließen, damit sidr die Umlegung nidrt
wegeo § 45 Abs. 2 Sxz 2 verzögert.

Auflerdem ist der Gemeinde zu empfehlen, falls sie keine eigene Vermessungs-

stelle i. S. des § 2 Abs. 2 des Vermessungs- und Katastergesetzes besitzt, mtiglidrst
frühzeitig mit der zuständigen Vermessungs- und Katasterbehörde oder einem

Offentlidr bestellten Vermessungsingenieur Verbindung aufzunehmen, darnit die

Planuntedagen redrezeitig zur Verfügung gestellt werden können.

Nadr § 1 der Planzeidrenverordnung vom 19. l. 1965 (BGBI. I S. 21) müssen die

Plarurntedagen hinsidrdidr Genauigkeit und Vollstlindqkeit bestimmte Anforde-
rungen ..f,ilLn. Einzelheiten hierzu regelt der Gern. RdErl. des Nds. MdI und des

NdJ. SozM vom 15. 1. 1958 (Nds. MBl. S. 92 - GültL Mdl 154159) i. V. m. dem

Gem. RdErl. vom 16. t. 1969 (GültL Mdl 154151).

§7ude die Umlegung bereits vor Aufstellung des Bebauungsplanes eingeleitet, so

ist darauf zu adrten, daß d,ieser uor der Auslegtrng der Umlegungskarte (§ 69 Abs. I )
und audr vor einer vorzeitigen Besitzeinweisung (§ 77) in lGaft getreten sein muß.



2. Anordnung und Einleitung der Umlegung

2.1. Umlegungsanordnrmg

Die Gemeinde hat drie Umtregung narh s +e Abs. 1 in eigenet Verantworhrn g anza-
ordrren tr.nd durdrzufuhren, wenn und sobald die Umlegung ztrr Verwirklidrung
eines Bebatrungsplanes erforderlidr ist. Häufig wird sie es zu dem Zeitpunkt tun,
zu dem sie den Bebauungsplan als Satzung besdrließt. Es ist aber audl zulässig (und
mandrmal nvedcm,äßig), eine Umlegtrng bereits nadr einem Entwurf eines Bebau-
ungsplanes anzuordnen (s. Nr. 1.2).

Nadr § I Abs. 1 der VO vom 14. 12. 196l (Nds. GVBI. S. 376) wird die Umlegung
von einem Umlegungsa.ussduß durdrgeftihrt, der von der Gerneinde gebildet wird.
Durdr d,ie Änordnung wird der Umlegungsaussdruß ermädtigt, die Umlegung einzu-
leiten und durdrzuführen. Die Anordnung hat keine Redrtswirkungen nadr außen,
kann nidrt angefodrten werden und bedarf daher keiner Bekanntmadrung.

Für die Umlegungsanordnung ist keine besondere Form vorgesdriebea.
Aufzunehmen ist

a) die Feststellung, daß die Umlegung angeordnet wird,
b) die Re&tsgrundlage, auf die sidr die Anordnung stürzt (§ 46) und
c) die ung#ähre Bezeidrnung des Umlegungsgebietes.

Es is,t ni&t zulässig, mit der Umlegungsanordnung Festsetzungen zu treffen, die den
Umlegungsaussdruß hei der Einleitung und Durdrfühnrng der Umlegung binden,
da er insoweit in seinän Entsdreidu,ngen frei bleiben muß.

2.2. Umlegungsbesdrluß

2.2.1. Voraussetzungen

Die Umlegung wird durdr den UmlegungsbesdrlulJ des Umlegungsaussdrusses
eingeleitet (§ 47).

Bevor der Umlegungsatrssdruß den Umlegungsbesdrluß faßt, hat er zu prüfen, ob
die erforderlidren Voraussetzung€rl gegeben sind. Dazu gehört, daß die Umlegungs-
anordnung vodiegt und d,ie Umlegung erforderlidr und redrdidr .zulässig ist. Die
Prüfung hat sidr ferner da,rauf zu erstred<en, ob zwed<mäßg gesaltete Grundstüdce
entstehen können, die nadr den baunedrtli&en Vorsdutften bebaubar sind. Der
Umlegungsauss&uf3 hat allein die formelle und materielle Zulässigkeit einer Um-
legung zu vertreten und ist insoweit nidrt an die Umlegungsarrcrdnung gebunden.

Ein negatives Prüfurgsergebnis sdilieflt die Einleitung der Umlegung aus. §fird
erst nadl dem Umlegungsbesdrluß erkennbar, daß z. B. der Zwed< der Umlegung
nidrt erreidrt werden kann, so lann der Umlegungsaussdruf! das Verfahren ein-
stellen.

2.2.2. liltalt des Umlegungsbesdrlusses, Umlegungsgebiet

Im Umlegungsbesdrluß ist das Umlegungsgebiet zu bezeidrnen. Die im Umlegungs-
gebiet gelegenen Grundstü&e sind einzeln aufzuftihren (§ 47). §7egen der Ab-
grenzuflg des Umlegungsgebietes wird auf § 52 verwiesea. Das Umlegungsgebiet
sollte nidrt zu groß sein, da zu viele Beteiligte unter Umständen den Verfahrens-
ablauf ersdrweren.
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Das Umlegungsgeb,iet wird durdr die ortsüblidr bekannte lage bezeid,net. Die

Grenze des Umlegu"gsgebietes kann zur Erleidrterung der Orientierung für die

Beteiligten in einer Ubersidrtskarte dargestellt werden. Die einzelnen Grundstüd<e

sind rladr den Angaben des Liegensdraftskatasters und des Grundbudres aufzu'
führen.

Das Katasteramt hat dem Umlegungsaussdruß au,f §Tunsdr bei der Festlegung der

Gebietsgreoze sadrvers.tändige Hilfe zu leisten. Die Gebietsgrenze soll mit Flur-

stüd<sgränzen zusammenfallen. Durdrschneidet sie vorhandene Flurstüdce, d. h.

t,*dÄ in die Umleggng Flurstüd<steile einbezogen, so sind für diese auf Antrag

des Umlegrmg.t*ud,t tt.t zunädrst neue Flurstüd<e zu bilden - ggf. durdr

Sonderung-nadr Nr. 1O.42 des Fortführungsedasses II - und in das Uegensdrafts-

kataster zu übernehmen.

2.2.3. Bekanntm"d*g des Umlegunpbesdrlusses

Der ,Umlegungsbesd,luß ist ein redltsgestaltender Verwaltungsakt, von dem unrnittel'

bar.e'Redisfolgen ausgehen (2. B. Vorkaufsredrt der Gemeinden (§ 24 Abs. t),
Verftigungs- o"d Voand..ungsspeffe (S St)). Er wird durdr die Bekanntmadrung,

die eiie Aufforderung zur Anmeldung unbekannter Reüte enthaken muß, wirksam

(§ 50). Der Umlegungsbesdrluß ist anfedrtbar (§§ 154, !57). Er ist daher mit einer

I{edrtsmittelbelehrungzu versehen (§ t:+;, das Vorverfahren (§ 155) ist dsrdl die

§§ 8 und 9 der Verofonung vom 14. 12.1961 (Nds. GVBI. S. 375) vorgesdrieben.

§in Muster für die Bekanntmadrung eines Umlegungsbesdrlusses enthält Anlage I
(Uml. Vordr. Nr. 1.0).

Die Bekanntmad,ung des Umlegungsbesdrlusses kann audr mit der öffentlidren

Auslegung der Bestindskarte und des Bgstandsverzeithnisses (4.1.3) zeididr ver-

6undä lv'erden. Der Umlegungsbesdrluß kann in diesem Falle auf die Bestandskarte

verweisen; eine Ubersidrtskarte rradt 2.2.2 ist dann entbehilidi.

Der Umlegungsaussdruß hat dem Grundbudnmt zur Eintragung des.Umlegungs'

vermerks &. t biturg der Uml€ung mitzuteilen (§ 5a). Das gesdrieht nadr orts'

üblidrer Bekanntmadring zweckmaßgerweise durdr Ubersendung einer beglau'

bigten Absdrift des Umlegungsbesdrfusses, einer Absdrift oder Durdrsdrift des

Bätandsverzeidrnisses I (+.t.2) sowie einer tlbersidrtskarte mit der Gebiets-

begrenzung (2.2.2b2w.4.1.1). Eine entspredrende Mitteilung erhält das Katasteramt.

Feäer 
".ifi"htt 

es sidr, die untere Eaugenehmigung;sbehörde zu unterridrten.

Sofern Bestandsverzeidrnis und Ubersidrtskarte nodr nidrt vorliegen, kann der

Mitteilung audr eine vorläufige Liste über die zum Verfahren gehÖrenden Grund'

stüd<e unä über deren Eigenttimer beigeftigt werden.

Der Zeitraum der Bekanntrnadrung und der Zeitpunkt, an dem der Umlegungs'

besdrluß unanfedtbar wurde, sind auf der Absdrrift des Umlegungsbesdrlusses zu

vermerken.

3. Fährung des Liegensdrafukatasters während des Umlegungsver{ahrens

3.1. Umlegungshinweis

Auf Grund der Mitteilmg des Umlegungsaussdrusses sind in der Flu.rkarte sowie

im Flurbudr und Liegens&nftsbud, dL im Umlegungsgebiet liegenden Fltustüd<e

durdr den Hinweis, ,,i-Iml." kenntlidr zu madren. Das gilt audr für neu entstehende



Flurstüd<e und, bei Erweäterung des umlegungsgebietes, für hinzukommende Flur-
stüd<e.

Bei Einsidrt in das Uegensdr,aftskaraster und bei Erteilung von Auskünften über die
in das umlegungwerfahren-einbezogenen Flurstürke sinä die Eigentämer und ggf.
die anderen Beredrtigten auf 5 51 Abs. I hinzuweisen. Auf Ausztigen aus dem Firir-
kartenwerk und den Katasterbüdrern sowie a,uf [ageplänen irt ggf. folgender
Vermerk anzubringent

,,Das Flurstüd< (Die Flurstüd<e).............."...... ist (sind) in ein umlegungsverfahren
einbezogen, es untediegt (sie unterliegen) den Besdrränkungen des s lt-Abs. 1 des
Bundesbaugesetzes vom 23. Juni 1960 (BGBI. I S. 341)."

3.2. Fortführung des Uegensdraftskatasters im Umlegungsgebiet

§[enn im Umlegungsgebiet neu€ Flurstürke etrtstehen, die im weiteren Verlauf des
umlegtrngsverfahrens neu vef,messen oder in ihren crenzen wieder verändert
werden, kann weitgeheld die Sonderung nadr dem Katasternadrweis angevrrendet
werden (Fortführungserlaß II Nr. 10, besonders 10.42).

Die Prüfung beigebradrter Vermessungssdrriften obliegt aud, im umlegungsgebiet
dem Katasteramt. Die Veränderungen werden sofort in das Liegensdrafts-*iltaster
übernommen und dem Grundbudramt sowie dem umlegungsaussdruß mitgeteilt.
Das Liegensdraftskataster bleibt bis zum Irrkrafttreten des umlegungsplanes (um-
legungskarte und umlegungsverzeidrnis) an*lidr,es verzeidrnis der cändstüd<e im
sinne des § 2 Abs. 2 GBo. Es muß daher ständig mit den umlegungsunterlagen und
dem Grundbudr übereinstimmen. Das Katasterarnt hat deshalb äen umligungs-
aussdruß von allen Veränderungen und Beridrtigungen des Liegensdraftskaiastärs
in Kenntnis zu setz€n. Das gilt vor allem

a) bei Zeidrenfehlern, besonders augenfälligen ungenauigkeiten des Aufnahme-
verfahrens und Aufnahmefehlern,

ti) bei Beridrtigung etwa festgestellter unzulässiger Abweidrungen in den
Flädrenangaben,

c) bei Fortführungsvermessungen und Sonderungen,
d) bei der Fortführung auf Grund von Veränderungslisten,
e) bei Bauwerkseinmessungen.

4. Vorarbeiten ftir die Duröfährung der Umlegung

4.1. Unterlagen über den alten Bestand

Die tatsäülidren und redrdidren Angaben über die umlegungsgrundstüd<e im Zeit-
punkt des Umlegungsbesdrlusses (2.2.2) weden nadrgewiesen

a) in der Bestandskarte als bildli&e Darstellung der Grundstüd<e (4.1.1),
b) im Bestandsverzeidmis, in weldlem das Eigentum an den Grundstüd<en

nadr den Angaben im Grundbudr und im Liegensdraftskataster texdidr
besdrrieben wird (4,1 .2).

Die Ang"aben zu a) und b) erhalten in diesen (Interlagen eine jeweils übereinstim.
mende Ordnungsnummer, die zwed<mäßig in alphabetfdrer Reihenfolge der Eigen-
tümernamen vergeben wird. Die Ordnungsnummer verbindet die Angaben in den
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versdriedenen untedagen miteinander und kann audr zur ordnung des sdrift'
wedrsels dienen.

§renn die Gemeinde an der umlegung mit zwei untendliedlidren Grundstüd<s'

;;iö"ii[. ü.rt.1..naaen und Ct"IfUa"" (§ 5J Abs. 2) einers-eits sowie übrige

Gruistiid<e andererseits) beteiligt ist, wird ftir lede dteser Grundstüd<sarten eine

besondere Ordnungsnummer vergeben'

4.1.1. Herstellung der Bestandskarte

Grundlage ftir die Bestandskarte ist die Flurkarte. soweit für das umleSufgsgebiet

".4 il"ä" Rahmen-Flurkarte vorlie4, ist deren besdrleunigte Herstellung un-

ilaJi"* 
-rir"*;U.n. 

Dabei genügt ir, *r.rrt zunädrst wenigstens die Gebiets-

;;;:-;[ d* i"a Nr. 1.5 ies Fl-urkartenerlasses vorge_schriebenen Genauigkeit

i" J.. Flurkarte dargestellt wird. Für die Darstellung_der_übrigen Grenzen im

ü.1ä;;;;;ii* gifi Nr. 2.34 des Flurkartenerlasses. Die Flurkarte soll vor der

H.*iäf""j der li'estandskarte hinsidrtliö der Darstellung der Getäude und

der Nutzungsarten sowie der für das Umlegung-tt-qf"h1t-.T wesentlidten topo'

graphisdren 
-Gegenstände örtliü überprüft md ggf. fortgeführt werden.

Erfordedidre Vermessungen und Sonderungen sind nadr den Vorsdrriften des

Fortführungserlasses II auszuführen.

Erfällt die Flurkarte die vorgenannte Forderung, so ist eine transparente Ven'iel-

frl,tg;"g ä;;,.r, 
",rf -"ßhätiger Folie zu_ feriigen, (Alszug aus dem Flurkarten-

;;;iä"; sinngemäßer Anwer,äung der Nr. a.i des Katasterbenutzungserlasses),

von weldreilo.-ito" Stüd<e zur Beibeitung des Zuteilungsplanes (5'3'1) und zur

Härt.ifu"g aer Umlegungskarte (5.14.1) photomedranisdr abgeleitet werden können'

ü*i"ffr Jit Umleguigsiebiet Teile ,nehr.-.et Flurkarten, so sind diese zu einer

transparenten Vervielfaltigung zusammenzufügen'

Die Bestandskarte wird uon d., traßparenten vervielfältigung abgeleitet und nadr

dem Muster der Anlage 2 ausgestaltet.

sie soll, um die Lesbarkeit einer davon hergestellten v^ervielfältigung nidrt zu

.rra*.i"", keine farbigen Eintragungen enthilten. Die Grenze des Umlegungs'

g.Ui",* isi besonders [enntlidr zu madren. An die Stelle des Eigentümernamens

äin di. Ordnungsnummer (4.1), die mit einem Kreis zu umge\n ist, damit sie sid'r

a.",fia von der"Flurs,t&m"*i"* abhebt. Soweit die Lesbatkeit der Karte nidrt

U..f*iai', *i.a, to"i." außer der Ordnungsnummer- weitere Angaben (2. B.

N"r.r, dei eigeotti*er, Fl'ädreninhqlt, Nutzungsart) eingetr-agen werden' De

S.ä"ä"g-d"i ö.drrrrgs,ummer und die der Signaturen sind auf der Karte zu

erläutern.

Auf dEr Bestandskarte ist vom Katasteramt zu besdreinigen, daß die entspredrende-n

GiL; -i. d.n.r, ä.r U"ggltqaftskatasters überiinstimmen'- Die Gemeinde

L.rä.i"lg, den Zeitraun-r der äffentlidren Auslegung der Bestandskarte (s' Anl' 2)'

4.1.2. Aufstellung des Bestandsverzeidrnisses

Das Bestandsverzeidr,nis (§ 53) besteht aus den Teilen I und II' Es wird in der

Reihenfolge der Ordnungsnummern (4'1 ) aufgestellt'

Teil I des Bestandsverzeid.rnisses enthält die Angaben nadr den Anlagen 3a und 3b



(uml. vordr' Nrn. 2.0 "* r.rl. Dabei empfiehlt es sidr, für jede ordnungsnummer
ein besonderes Blatt zu ftihren.
Teil II des Besrandsverzeidrnisses enthält die-Eintragungen der Abteilung II desGrundbudrs (I asten und Besdrränkungen) ,rnd, soweit ; d;il.g"ngsaussdruß
fiil erfgrqerlidr hätt, au& die Eintrigqngen äe mt riur[ Iil§ Grundb.udrs(Hypotheken, Grundsdrulden, Rentens-chul-den). Die Arrg"bi. i* i.rr 1-ä"ö
soweit Irrtümer nidrt zu beftrdrten sind, in sinngemäß atgekürrter Fo.. 

"u, 
de*Grundbudr übernommen werden. lMustä ftir Teii u ,ieh.iü"s.J"; ;'b;;;:

Uml. Vordr. Nrn. 3.0, 2.t und 3.1.1) - -----o-- --'

Das Muster der Anlage 3b (uml. vordr. Nr. 2.r) ist so gestaltet, daß die Ein-
lagqg-en,durdrgesdrrieben. und die Durdrsdrriften als Besanäteit ru'a.o fot!.na*
Verzeidrnissen genommen werden können,

a) Bestandsverzeidrnis 
- Teil II -,b) Verzeidrnis der Beteiligten (4.1.4),

c) Zuteilungsverzeidrnis (5.3.2),
d) Umlegungsverzeidrnis (5.1 4.2).

Dem Grundbudramt wird dre Durdrsd*ift des Bestandsverzeidmisses 
- Teil I -(Anlage 3b) und der vordruck des Bestandsverzeidrnisses 

- Teil II - mit der
Bitte zugeleitet, diesea durdr die entspredrcnd€n Angaben 

"* a.- Grundbud.r zu
ergänzen.

Abweidr,ngen zwisdren den Angaben des Liegensdraftsletasters und des Grund-
budrs sind nadt den eins&Iagigen Vorsdrriften ä berelnigen.' -.--

*t' d:* jeweiligen Titelblatt des Bestandsverzeidrnisses ist vom Katasteramt die
[lbereinstimmung der Angaben des Teils I mit dem Liegensd-raftsk"t rt r, uo-
Grundbudramt die übereinstimmung der Angaben des Teil"s II ;i; d; Inhalt des
Grundbudrs zu besdreinigen.

Absdrlie{Jend wird das Bestandsverzeidrnis vom umlegungsaussdnrß ausgefertigt.
Der- umlegungsaussdruß leitet dem Grundbudramt und dem Katasteramt nadr
Ausfertigung des Bestandsverzeidrnisses je eine Kopie des r"il. i iulsofern nidrt
bereits nadt 2.2.3 vorletzter Absatz gesdrehen, t agi d* Grurrdbudramt im c*nd-
budr den u_mlegungsvermerk nadr § s+ aur. t än; das Katasteramt bringt .den
entspredrenden Hinweis in der Flurkarte sowie im Liegensduftsbud, u"d im Flur-
budr an (3.1).

4.1.3. offentlidre Auslegung der Bestandskarte und des Bestandsverzeid.rnisses
Die Bestandslarte und das Bestandsverzeidrnis 

- Teil I - sind nadr ortsüblidrer
lgklnntm_adrung auf die Dauer eines Monats öffentridr 

"or.ur.g., [s si ^tur. 21. or.
Einsidrtnahme in Teil II des Bestandsverzeidrnisses d".f ,ro.?e-i."ig., gestattet
werden, der ein beredrtigtes Interesse darlegt (§ 53 Abs. +), §7tins'drt iemand audr
die 

-Angaben aus der Abteilung III des i*nabuar .irl"r.r,.r,,-rl'lst bei der
Prüfung des beredrtigten Intereises ein strengerer Maßstab 

"rrr,rt.g*, 
damit das

Ilgressg 
.de1 

Grundeigentümer, ihre wirtsdlaftlidlen Verhältnisr. gEh"i*r.rh"lt r,ni&t gefährdet wird. Im allgemeinen wird d,ie Einsidrt in diese arri"u." nur dem
Grundeigentümer und seinem Hypothekengläubiger o. dgl. zu g.rt"ä* s.ir.
Die öffentlidre Auslegung der Bestandskarte und des Bestandsverzeidrnisses 

-
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Teil I - sowie ggf. die Einsidrtrahme in Teil II soll den Beteiligte-n ermöglidren

Iesäostellen, ob ää Urniegungra*sdruß ihre fedrte, $*ti ger Ullesyng !9'iü&-
;ä,is;;.;ä;ü;;;", bekänni sind. Ferner erhalten die Beteiliq§n-dle Möglidrkeit,

,*uil".imfa., unridrtige oä.i "if"t*nte 
aber redrtserheblidre Tatbestände an den

ä;;d"äA;. ia uät.g,rngsgebiet zu klärerr und gd- Anträge auf Beridrtigung

; fu;. ü;-ilÄr;1".6§ t *" unter bestimmten Voraussetzungen abgesehen

werden (§ 53 Abs. 2).

Die Daten über die öffentlidre Auslegung bzw. der Verzidrt der Beteiligten auf die

läflg""g ri"Jrrf a". goona*"*e i"d"auf dem Titelblatt zum Bestandsverzeidrnis

zu besdreinigen.

4.7.4. Y erzeidrnis der Beteiligten

Das Verzeidrnis der Beteiligten soll die §flahrung der Redrte aller BaeiligEn (§ 48)

l*-vJrJ. J., u-l.g"rr;verfahrens, besonders die Ladung zu den Terminen

,.*.,-.rä.rr,ellen. Es ;i;,'.h, ,,ad. 4.1.2, in verbindung mi!-del Durd,sdrrift des

i;til iJ;; B.r""diverzeidrnisses (Anlagen 5a, 3b und 5b - Uml. Vordr. Nrn. 4.0,

2.1 und4.1.1).

Die Inhaber im Grundbudr eingetragener B1ütt (§ 48 A!:' 1 Nr' 2) sind aus dem

iAf liJ., BestandsueoeiAii.r"". oä",. 
"of 

Grund der Erklärung nadr § 48 Abs' 4

in d.ie Spalte 8 des Verzeidrnisses zu übernehmen'

Die Inhaber nidrt im Grundbudr eingetragener Redrte (§ 48 Ab§. 2) werden nad'r

ä* Är*"fa"rrg* g.-aß--§-:O AU] 2_äbenfalls in Spllte S des Verzeidmisses

;t"il;;;;. b; Oäturr-aut *"*rr der Anmeldung beim Umlegungsaussdruß

ist zu vermerken.

oi. i", g;,.tligten im Laufe des Verfahrens zugega-ngenen Mitteilungen (z' B' nadr

s 52 Abs. 3 Satz 2, S Sa Äir. il, Ladungen, ärt"tlu"g.", Besdreide u. dgl. sowie

äi"-""n ,lr"* "bi.g"b.nä'ri#ttttanäiserklaru"gtl 
{', B'.nadr § 50 Abs' 1

§"i, i, S ia Abs. ä §ro-li rf"a in dem Verzeidrnis aktenkundig zu madren' Zu'

;i1";;;r[""d;;, nrili.?.*r,grsdreine usw. sind zu numerieren und dem verzeidrnis

als Belege beizufügen.

4.2. Fordührung der Untedagen

DieUmlegungsunterlagensindvomUmlegungsausgdußlaufendfortzufii'hren.Die
F"i ft f,*fg ii i' d.n ü"ir.idrnir..r, errpiedriod zu erläutern oder durdr Hinweise

i.;;iiü ; madren. g;i;if-gr"idren Veranderungen können die Urlterlagen

iurdr besondere Nadlträge ergänzt werden'

Der Umlegungsaussdruß hat 6,, Grundbudpmt und das Katasteramt von jeder

förmlidren Änderung ä ü-t;C""Ctbesdrlusses und von jeder unwesendidren

ilä;;;dt; ü-rtä""g'gtti"iäis :zAbs' 3) in Kenntnis zu serze'n' darnit die

ffi.;;ff;;-..k"",rrrä ihirr*.1.. in den öffentlidren Büdrern ergänzt werden

können (3.1).

5. Durdrftihrung der Zuteilung

5.1. Fetstellung der Gebietsgrenze

Soweit es nodr nidrt im Zuge der Herstellung der Bestandskarte (4.1.1) ges{9he1

ist, müssen diejenigen Teil! der Gebietsgreize für die nodt keine einwandfreie
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vermessung (Nr. 5.21 Fortführungserlaß II) vorliegt, festgestent und abgemarktwerden. Die vermessungen sind n"'d-, d.n vorsdrrifän ao"erfitirrar"gserlasses IIauszuführen und an das polygonpunktfeld 
"nrur*li.n.r,.

5.2. Ortlidre Verkehrsflädren und Grünflädren
Für die Ermitdung derr/erteilungsmasse (5.4) ist es erfordedidr, die Flädrengrößeder örtlidren Verkehrsflädr.1, .rrä Crtinflad,en (s 55 Abs. z) 'genau 

zu kennen.Liegt ein redrtsverbindlidrer Bebauungspran vor rrnä_b.."h. ;.rJäJlinu.:i.r,rrrg
f::_r:l,Y:,-fungsgebiet gehorenien G*rndstüd<e k i;"üa-t ;ier mehr, soI(önnen die Grenzen der genannten Flädren bereits in die Urtlidr[Jt tib..t 

"g.nund abgemarkt werden. De_im Bebauungspran enfhartenerr bestimnrenden Maße(2. B. straßenbreiten) sind dabei anzuhiten. Ist dis ; ;;;;;ä., örnnä.,nidrt-möglidr oder soll aus anderen Gründen von ihnen "bt;*;&;;.;*, so mußder,Bebauungsplan geändert werden. Die Änderung ;;"ß ;rä-s'nJ eur. z uo.Auslegung der Umlegungskarte (6.1) in Kraft getretenlein.
Da die neuen Grenzen, die innerharb des umlegungsgebietes liegen, mit Inkraft-treten 

.des Umlegungspllngr (s 7l) redrtskräfd; ;.ä;r, ir"räi''fti. sie keinAbmarkungstermin abgehalten und keine Abmarkungsniedersdrrirt g.r..tigi'i;
werden (§ 25 Vermessungs- und Katastergesetz).

5 .3. Zuteilungsuntedagen

Die Zuteilungsunterlagen bestehen aus dem Zuteilungsplan und dem Zuteirungs-verzeiduis. sie d,ienen der redrnerisdren Durd,füh*ü ä"; u;td; (Ermittl,ir!
der sollansFrü&e, Beret'r;1u$ d5r Z.ut9iryng5n, Ermittiung a*-c"ja.jrt ngea und
Nadrweis der Redrtsverhärtniise) und sind g-reidrzeitig d;r"g;;üräie ve.hand-
lung mit den Beteiligten.

l{ad1 gn€iltiger Festlegung_ der Zuteilung wird auf Grund der Zuteilungsunter-
lagen der Umlegungspl an 1{l+1 aufgestellt."

5.?.1 . Zuteilung;splan

Der Zuteilungsplan wird aus der Bestandskarte (4.1.r) und dem Bebauungsplan
(Bebauungsplanenrwurf) abgeleitet.
Der alte Besand wird sdrwarz, der neue nadr endgültiger Zuweisung rot dargestellt.
Vorläufige Eintr-agungen des neuen Bestandes w-erdä in Blei vorienomrnen. Ein
Muster für den Zuteilungsplan enthält Anlage 6.

5 .3.2. Zuteilungsverzeidrnis

Das Zuteiluagsverzeidrnis wird aus dem Bestandsverzeidrnis (4.1.2) entwid<elt. Es
enthäl.t die Angaben aus Teil I des Bestandsverzeidrnisses und wird r"d-, d., Muster
der Anlagen 7a, 3b und 7b (uml. vordr. Nrn. 5.0,2.1 und 5.1.1) dem Fortgang der
Arbeiten-_entspredrend laufend weitergeführt. Es soll vor allem die z,räit,rigei
und Geldleistungen nadrweisen und über die Redrtsverhältnisse der neuen Grund-
stüd<e Aufsdrluß geben.

5.4. Umlegungsmasse, Einwurfsmasse, Verteilungsmasse

Die Umlegungsmasse ist nadr § 55 Abs. 1 die Summe der Flädren aller im Umlegungs.
gebiet liegenden G,rundstüd<e.
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Die Einwurfsmasse ist die Umlegungsmasse abzüglidr der bisherigen örtlidlen
Verkehrsflädren und Grünflädren, also die Summe der eingeworfenen Nurzgrund-

stüd<e.

Die Verteilungsmasse ist die UmlegungsflIasse abzügli& der nadr dem Bebauungs'

plan als örtlid; Verkehrsflädren und Grünflädren der Gemeinde oder dem sonstigen

Lrsdrließungsträger zuzuteilenden Grundstüd<e (§ 55, Abs. 2-4).

Nadr Feststellung der Gebietsgrenze (5.1) ist die Gesamtflädre des Umlegungs-

gebietes (Umlegungsmasse) nadr den Vorsdriften des Fortführungserlasses II zu

Leredrnen. Dieleridrnete Gesamtflädre wird der budrmäßigen Flädre für die Um-

legungsmasse gegenübergestellt. Ergeben sidr hierbei oder bei der [Iberprüfung
elizel-rrer flurittid<sfladrin unzulässige Abweidrungen, so sind diese zu beheben,

wozu es in Ausnahmefällen audr nötig sein kann, eine Grenzfeststellung für einzelne

Grundstüdce auszufähren. Die (ggf. nadr Beridrtigung der tmzulässigen Abweidrung)

verbleibende Flädrendiffer.r, iri anteilmäßig auf die Flädren der im Umlegungs-

gebiet liegenden Grundstüd<e zu verteilen. De so beridrtigten Grundstü&sflädren

ii.rd die Grundlage für die Zuteilungsbetedrnung.

5.5. Verteilungsmaßsab

Nadr § 56 Abs. 1 ist der Sollansprudr (5.6) enrweder nadr dem Verhältnis der \flerte
oder nadr dem Verhältnis der Fladren zu ennitteln, sofern nidlt mit Einverständnis

aller Beteiligten ein anderer Verteilungsmaflstab vereinbart wird (§ 56 Abs. 2).

Die Verteilung nadr Flädren kommt hauptsädrlidr in Beradrt, wenn zwisd'ren den

Einwurfsgrund'rttid..r, untereinänder und den Zuteilungsgrundstü&en untereinander

keine od-er nur geringe Vertuntersdriede bestehen. Das kann bei Ersdrließungs-

umlegungen der }a[ iein (Ersdrließung bisher landwirtsdnfdidr oder gärtnerisdr

g"n,rät i Grundstüd<e), sofern audr Art und Maß der baulidrerr Nutzung der neuen

örundstüd<e annähernä gleidr sind. In allen anderen Fällen wird die Verteilung

nadr §Terten zur Erzielung einer geredrten Zuteilung zwed<mäßig sein'

Der Verteilungsmaßstab ist nadr § 55 Abs. I Satz 2 vom Umlegungsaussdruß nadt

pfli&tmaßigeri E.*"tt.n für das gesamte Umlegung;sgebiet einheitlidr zu bestimmen.

5.6. Sollansprudr

Der Sollansprudr an der Verteilungsmasse ergibt sidr aus dem Verhältnis, in weldrem

die einzehän Grundeigentü-". Äit den in die Umlegung eingeworfenen_ Grund-

stüd<en an dem §7ert Jder der Flädre der Einwurfsmasse (s. Nr. 5.4) beteiligt sind.

Der Sollansprudr ist nadr 5.7 bzw.5.8 zu beredrnen: und in das Zuteilungsverzeidrnis

einzutragen. Der Sollansprudr hat zunädrst nur redrnerisdre Bedeutung. Da es nidrt
immer nröglidr ist, Fledren mit dem genallen §fert bzw. der. genauen Größe des

Sollanspruärs zuzuteilen, ist für eine Meh'r- oder Minde'rzuteilung ein Ausgleidr in

Geld oder/und Flädre vorgesehen.

5.7. Verteilung nadr §7'erten

Da nadr § 2 Abs. I der vo vom 14. 12. 1961 (Nds..GVBl. S. ?76) ein Mitglied des

Umlegungsaussdrusses Sadrverständiger für die Bewertung_von Grundstüd<en sein

muß, 
-r,,irä 

der Umlegungsaussdruß im-ailgemeinen in der Lage_sein, die im Laufe

des Umlegungsverfahreos erforderlidren §Tertermittlungen selbst vorzune'hmen.
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Hierbei kann er sidr der Ridra,rrertübersidrten (Karten oder Usten) nadr 5 4 der VO
über die Ridrtwerte von Grundstücken vom 4. 3. 1964 (Nds. GVBI. s. 59) bedienen.
In sdrwierigen Fällen sollen Gutadrten des Gutadrteraussdrusses eingeholt werden.
Der Umlegungsaussdtuß ist nadr § 136 Abs. I Nr. 2 antragsberedrtigt.
Zunädrst ist der Verkehrswert (§ t+t; der eingeworfenen Nutzgrundstäd<e zum
Zeitpunkt der Bekanntmadrung des Umlegungsbesdrlusses (2.2.3) zu ermitteln
(S S4*;. Die Summe dieser §(/erte ist der §flert der Einwurfsmasse. Der §7ert der
Verteilungsmasse wird durdr Multiplikation d;er Flächen der neuen Grundstü&e mit
deren jeweiligem §flert je Quadratmeter und Addition dieser Grundstüd<swerte
erredrnet. Die Fläd-ren braudren zu diesem Zwed< nur in einfadrer §7eise (2" B.
graphisdr) ermittelt und auf die Gesamdlädre abgestimmt zu werden. Bei der
Ermitdung des neuen rVertes sind die \ifertänderungen, die durdr die Umlegung
bewirkt werden, zu berüd<sidrtigen (§ 57).

Der Sollansprudr (5.5) erredrnet sidr nadl der Formel

Einwurfswert x
\ü7ert der Verteilungsma sse

§7ert der Einwurfsmasse

5.8. Verteilung nach Flächen

Bei der Verteilung nach Flächen errechnet sich der Sollanspruch nach der Formel

Einwurfsfläche x
Fläche der Verteilungsmasse

Fläche der Einwurfm,asse

Außer dem Fläd'renabzug für örtlidre Verkehrsflädren und Grünflädren nadr 5 55
Ab,s. 2 (s. audr Nr. 5.4) kann jedodr die Gemeinde einen Flädrenbeitrag vedangen,
wenn das zuzuteilende Grundstüd< einen Unrlegungsvorteil erhält, der sidt in einem
höheren §7ert je Quadratmeter gegenüber dem eingeworfenen Grundstüd< aus-
drüd<t. Der Umlegungsvorteil ist die Dfferenz der Verkehrswerte von Einwurfs-
grundstüd< und Zuteilungsgrundsttid<. Sind ilie Verkehrswerte innerhalb des Um-
legungsgebietes untersdriedlidr, so ist die Differenz für leden Besitzstand gesondert
zu beredrnen. Bezeidrnet man den prozentualen Umlegungsvorteil mit v, so erredrnet
sidrdergesudrteFlädrenbeitrag f in 0/o nadr der Formel

- 100 v
l- 

-

100*v
Der Flädrenbeitrag darf nadr § 58 in Gebieten, die erstmalig ersdrlossen werden,
nidrt mehr als 300/0, in anderen Gebieten nidrt mehr als 100/o der eingeworfenen
Flädre betragen.

Ist der Flädrenbeitrag größer als der Flächenabzug nadr § 55 Abs. 2, so ist der
Fläd'renabzug auf den Flädrenbeitrag anzuredrnen. Die Flädle des zuzuteilenden
Grundstürks ergibt sidr in diesem Falle aus der Einwurfsflädre abzüglidr des Flädren-
beitrages (Beispiel siehe Vordrud< ,,Zuteilungsverzeidrnis"). Anstelle eines Flädren-
beitrages kann ganz oder teilweise ein entspred'render Geldbeitrag erhoben werden
(§ 58 Abs. 1 letzter Satz).

*r) Zieht siö jedoü das Umlegungsverfahren über mehrere Jahre hin, so kaDn eiDe Wertermittlung für
die zuzuteilendetr Gr'udstü&.e im Zeitpunkt der Aufstellung des Umlegungsplanes irfrage komen.
Die ReötspreÖuDg geht dahiD, in Zeiten söwankeDder Preise für Erteignungsentsöädigugen
einen Zeitpunlt als maßgebend anzusehen, der der AuszahluDg möglidEt nahe liegt (BGH, Urt. v.
27.6.63 - rrr ZR 166/61 (NJW 1963, S. 2165)).
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5.9. Ausgleidr für Mehr- oder Minderzuteilungen

Es ist nidrt in jedem Fall möglidr, neue Grundstüd<e zuzutellen, die dem Sollansprudr

entspredlen. ber §fertuttte-tschied zwisdren Einwurf und Zuteilung ist dann nadr

§S :7 bls 59 in Geld oder Flädre auszugleidren-

Bei der Verteilung nadr r§(/erten ergibt sidr der Geldausgleidr am der Differenz

,*irdr"r, dem §[e"rt des Einwurfsg*"attüd.t und dem §7ert des Zuteilungsgrund-

städ<s (§ 57 letzter Satz).

Bei der Verteilung nadr Flädren ergibt sidr der Geldausgleidr ebenfalls aus der

Differenz der §(reite von Einwurfsgrundstüd< und Zuteilungsgrundstüd<, iedodr ist

daneben audr ein Ausgleidr in Flädre möglidr (§ 58 Abs. 3). sdrließlidr ist ein Aus-

gf"ia üC"fa uorgerdirieben, wenn der Fladrenabzug den zulässigen Flädrenbeitrag

übersteigt (§ 58 Abs. 2).

5.10. Geldausgleidr für baulidre Anlagen, Anpflanzungen usw'

In einem besonderen Verzeidlnis sind die baulidren Anlagen, Anpflanzungen und

*r,r,ij.n Einridrungen, für die nadr § 60 eine Celdabfindung zu gewähren ist, auf-

zufühlen. Ihr Geldw-ert ist gemäß s 60 nadr den Vorsdrriften des Zweiten Ab,sdrnitts

des Fünften Teils BBauG i,u ermitteln. §[erden soldre Anpflanzungen oder An-

lagen dem Eigentümer des Einwurfsgrundstüd<es nidrt wieder zugeteilt, so ist er mit

dä ermittelän §rert zu entsdrädigän. Derjenige, dem ein Grundsttid< mit Anpflan-

;;gg; od", Arl"gen neu zugeteilt wird, iatlinen entspredrenden Geldausgleidr

zu äntridrten. Ist iedodr eine soldre Zuteilung nidrt zumutbar oder wird sie aus

beredrtigten Grtinäen abgelehnt, so sind die betreffenden Gegenstände zu beseitigen.

Die Koien ftir die Besetigurrg und der \(ert selbst fallen dann der Gemeinde zur

Last.

5.1 1. Regelung der Rechtsverhältnisse

Durdr den umlegungsplan können auf den Einwurfsgrundstüd<en-ruhende dinglidre

R.d; aufgehobän, [.änd.rt oder neu begründet werden (§ 61 Abs. 1). Soweit dies

niJi g.rd;.ht, g"irär, diese Redrte krafi Gesetzes auf die Zuteilungsgrundstüd<e

trUä fS oi AUr. i>. OrUia gebundene offentlidre Lasten (2. B. Vegeredrt, Grund-

dienstbarkeit u. ä.) gehen auf die in deren örtlidrer Lage ausgewiesenen neuen

Grundstüd<e über (§ 63 Abs. 1)-

Im Zuteilungs- und umlegungsverzeidrnis müssen daher nur diejenigen ng&E

"ufg.ftih.t 
ni.rderr, die aufgehobel, q9ändert oder neu begründet- werden (§ 68

Abi. r Nr. 2). Im intere.r. ä.. Redrtsiklarheit sollten jedoch audr alle_übrigen dem

U-i.gorg.;ssdruß bekanntgewordenen Redrte und Lasten, die auf den Einwurfs-

e.,rrrd"rtüi..o ruhen, in die genannten Verzeidrnisse übernommen und mit einem

Vermerk über die künftige Regelung versehen werden'

5.12. Erörterungstermin und Zuteilung der Grundstüd<e

Nadr § 59 Abs. 1 sind den Eigentümern dem Umlegungszwed< eatspredrend nadr

UOgfiaf..i, Grundstiid<e in glJidrer oder gleidrwertiger Lage yle die eingeworfenen

Ci.r"rratttia.. zuzuteilen. De- Interessen dir Beteiligten sind dabei sorgfältig gegel-

.lr"rrd., abzuwägen. Mit Einversfändnis der betroffenen Beteiligeo kann anstelle
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einer Zuteilung in Land audr eines der in § 59 Abs. 4 genannten Redrte begründet
werden.

Bevor der-Lfqlegqngr,ussdruß-die Zuteilungen festlegt, d. h. den umlegungsplan
durdr Besdrluß aufstellt, sind die Eigentümei nadr s eo'Abs. 1 und, ,o*iit i.-de,
umlegungsaussdruß fär zwed<mäßig hält, audr die übrigen Beteiligten (§ ag) in
einem oder mehreren Erörterungsterminen tiber ihre Zutäilungswünidre zu hOien.
Die Ergebnisse der verhandlungen sind nach ordnungsnumrnirn getrennt nieder-
zusdrreiben und sollen_von den Beteiligten untersdrrielen *e.derr]Ah Grundlage
für 

_die -Erörterungen dienen die Zuteilungsunterlagen (5.3). Dem Fortgang där
verhandlungen entspredrend werden die neuen Grundstüd<e zunädrst ii BIei ln
ihrer-ungefähren Lage und Größe in den Zuteilungsplan eingezeidrnet; audr die
Angaben im Zuteilungsverzeidrnis sollen zunädrst in Bl;i eingeägen ,,r".ä.r.
Auf Grund der sollansprüdre (5.6) und unter Berüd<sidrtigung der im Erörterungs-
termin geäuß-erten §7ünsd're cler Beteiligten (im R"h*enäes"Möglidlen) sind die
Zuteilungen festzulegen.

J.13. Abmarkung und Aufmessung der Zuteilungsgrundstüd<e

Aus dem Zuteilungsplan wird nadr endgültiger Festlegung der neuen Grenzen der
Absted<ungsriß _abgeleitet. Dieser soll aus einer Lidrtpause des Zuteilungsplanes
bestehen, in weldre zusätzlidr abgegriffene und beredrnete Maße in dem ti-frng.
eingetragen werden, daß danadr die ubertragung der neuen Grenzen in die UrtliÄ-
keit einwandfrei möglidr ist.

Die neuen Grenzen sind abzumarken und aufzumessen. Dabei sind Vermessungs-
risse örtlid'r zu führen (Nr. 1.3 ziff. t Yermessungsrißerlaß). Ist zu beftird-rten, däß
durdr Baumaßnahmen o. dgl. die Grenzmale alsbald besdrädigt oder beseitigt
werden würden, so soll von der Möglidrkeit der Sonderung n"d, einem verbinä-
lid'ren Plan (Nr. 10.3 Fortführungserlaß II) Gebraud.r gemadrt werden.

5.14. Umlegungsplan

Der umlegungsplan besteht aus der umlegungskarte und dem umlegungsverzeidrnis
(§ 66 Abs. 3). vor dem Besdrluß über die Aufstellung des umlegungiplanes nadr
§ 66 Abs. 1 muß das Katasteramt auf der umlegungskarte und 

"ur 
ai- Titelblatt

des umlegungsverzeidrnisses besdreinigt haben, daß äer umlegungsplan nadr Form
und Inhalt zur [Ibernahme in das Liegensdraftskataster geeignet irit§ oo Abs. 2).

Der_ umlegungsplan wird aus den Zuteilungsunterlagen (5.3) abgeleitet und vom
Umlegungsaussdruß durdr Besdrluß aufgestellt (§ 66 Abs. 1).
venn der umlegungsaussdruß es für zwed<mäßig hält, kann dem Besd.rluß zur
Aufstellung nodr ein weiterer Erörterungstermin mit den Beteiligten unmittelbar
v_orausgehen; bei diesem Termin besteht die Möglidrkeit, den Beteiligten die Lage
der neuen GrundstticJ<sgrenzen örtlidr anzuzeigen und ihnen Auskunft über d-ie
neuen Redrtsverhältnisse, Geldleistungen usw. zu geben.

5.1 4.1. Umlegungskarte

In.der Umlegungskarte wird der künftige Zustand des Umlegungsgebjetes darge-
stellt (§ 67).

Künftig fortfallende Grenzen sind auf der Umlegungskarte nidrt darzustellen. Im
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übrigen ridtten sidr Darstellung und Inhalt der Umlegungskarte nadr den Vor-
sdriften des Flurkartenerlasses; zusätzlid1 können die Ordnungsnummerfl mit einem

Kreis umgeben eingetragen werden. Ein Muster für die Umlegungskarte enthält

Anlage 8.

5.1 4.2. Umlegungsverzeidrnis

Das Umlegungsverzeidrnis weist die durdr die Umlegung bewirkten tatsädrlidren und

redrtlidren VJränderungen nadr und gibt Aufsdrluß über die damit verbundenen

Geldleistungen. Der Inhalt des Umlegungwerzeidririsses ridrtet sidr nadr § 68. Es

ist zweckmäßg, für jedes grundbudrliche Eigentum ein besonderes Blatt nadr dem

Muster der Anlagen 
'9a, 

3b und 9b (Uml. Vordr. Nrn. 6.0, 2.1 , 6-1.1) zu führen. Die

Vervielfältigungen nadr 6.2b werden zweckmäßig als Durdrsdrriften des Umlegungs-

verzeidrnisses hergestetlt.

5.1 4.?. Y ollziehung des Umlegungsplanes

Die Umlegungskarte und das Umlegungsverzeidrnis sind vom Vorsitzenden des

Umlegungsaussdtusses oder seinem Vertreter zu unterzeidrnen'

6. Absdrluß des Verfahrens

6.1. Offentlidre Auslegung der Uml'egungskarte

Die Umlegungskarte (5.14.1) ist nadr § 69 Ab,s. 1 auf die Dauer eines Monats in

der Gemeind. Off*ttid, auszulegen, sofern nidrt mit Einverständnis der Beteiligten

von der Auslegung abgesehen wird. Ort und Dauer der Austregung sind mindestens

eine §7odre vor Beginn der Auslegung ortsüblidr bekanntzumadren.

pie Umlegungskarte darf erst ausgelegt werden, wenn der Bebauungsplan für das

Umlegungsgebiet in Kraft getreten ist (§ 45 Abs. 2).

Für die Auslegung wird eine Vervielfältigung der Umlegungskarte, möglidrst auf

kartonstarkem-Patier, benutzt. Die Dauer der Auslegung ist auf dem Original der

Umlegungskarte zu besdreinigen.

Das Umlegungsverzeidrnis (5.14.2) wird nidrt öffentlidr ausgelegt Es wird jedodr

zur Einsidrt ,id, s ss Abs. 2 bei der Auslegungsstelle bereitgehalten. Für die Ein-

sidrtnahme in das Umlegungsverzeidrnis gelten die einsd'rränkenden Bestimmungen

nadr Nr. 4.1.3 Abs. l.

6.2. Zustellung des UmlegungsPlanes

Mit der öffentlidren Auslegung der Umlegungskarte ist den Beteiligten ein be3lau-

bigter Auszug aus dem umlegungsplan zuzustellen (§ 7o Abs. 1). Der.umfang des

Aiszuges ist io zu wählen, daß leder Beteiligte die Regelung seiner Redrte einwand'

frei daraus erkennen kann. Der Auszug besteht aus

a) einer Vervielfältigung der Umlegungskarte, die mindestens die Darstellung

des Zuteilungsgrundstüd<s des betreffenden Beteiligten sowie der an-

grenzenden Grundstüd<e enthalten muß und

b) der Vervielfältigung des Titelblattes des Umlegungsverzeidrnisses und des'
jenigen EinlegeLhttes, weldres die Angaben des betreffenden Zuteilungs-

grundstückes enthält.
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Auf dem Titelblau ist der Zeitraum der öffentlidren Ausregung der umle-
gungskarte anzugeben.

Dem Auszug ist eine Redrtsmittelbelehrung beizufügen.

6.3. Inkrafttreten des Umlegungsplanes

Der gesam-te umlegungsplan kann grundsätzlidl erst in Kraft treten, wenn die in
ihm getroffenen Feststellungen nidrt mehr angefodrten werden kOnnen. Dies ist der
FaIl, nadrdem der letzte Beteiligte

a) einen Monat nadr _Zustellung des umlegungsplanes (6.2) ohne Einlegung
eines Redrtsmittels hat verstreidren lassen oder

b) den Recltsweg ersdröpft hat oder
c) wirksam auf ein Redrtsmittel verzidrtet hat.

Da der Zeitpunkt der Unanfedrtbarkeit für die einzelnen Beteiligten untersifiiedlidr
sein kann, muß der umlegungsaussdruß einen Zeitpunkt bestiLmen, in welöem
der gesamte umlegungsplan unanfedrtb". ge*o.den ist. Mit der ortsüblidren
!_eklnntmadryng dieses Zeitpunktes nadr s 7l Aba. t tritt der umlegungsplan in
Kraft (§ 72 Abs. t).
soweit Redrfsbehelfe nur einzelne Grundstüdce betreffen, kann nadr s 7l Abs. 2
der umlegungsaussdruß den umlegungsplan für die übrigen Grundstti&e durdr
!.$r1"-**ung entspredrend s z1 Abs. 1 bereits vor dertntsdreidung über den
Redrtsbehelf insoweit in Kraft setzen, als die Grundstüd<e von der Entsdre'idung nidrt
berührt werden.

Ridrten sidr Redrtsbehelfe nur gegen die Höhe von Ausgleidrsleistungen, so gilt
§ 71 Abs. 3.

In.der Bekanntmadrung nadr 5 71 Abs. 1 ist darauf hinzuweisen, daß mit dem ange-
gebenen Zeitpunkt der bisherige Redrtszustand durdr den neuen ersetzt und äie
Eigentürner in die Zuteilungsgrundstüd<e eingewiesen werden.

umlegungskarte und umlegungsverzeidrnis werden mit einem Vermerk über die
Bekanntmadrung versehen, die vom vorsitzenden des umlegungsaussdrusses oder
seinem Stellverfreter zu untersdrreiben ist. Ansdrließend leitet der Umlegungpaus-
sdruß den umlegungsplan der Gemeinde zu, die ihn. nadr s 72 Abs. 2 vollziäht.-

6.4. Anderung des Umlegungsplanes

Ein umlegungsplan kann nadr Eintriu der unanfe&tbarkeit geändert werden, wenn
eine der drei in § 73 genannten Voraussetzungen vorliegt. In diesem Fall stellt der
Umlegungaussdruß durdr Besdrluß einen Nadrtnag zum Umlegungsplan auf. Für
diesen gelten die Bestimmungen der ss 66 ff sinngemäß. Gegen den Nadrtrag können
die gleidren Redrtsbehelfe eingelegt werden, wie gegen den Umlegungsplin selbst,
falls die Andenrng wegefl § 73 Nr. 1 oder Nr. 2 erforderlidr wurde.

6.5. Beri&tigung der öffentlidren Btidrer

Nadrdem der Umlegungsplan unanfedrtbar geworden ist (6.3), hat der Umlegungs.
aussdrgß die Beridrtigung der öffentli&en Büdrer zu veranlassen (s Z4). Er übir-
sendet
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a) dem Grundbudramt:
eine beglaubigte Absdrift der Bekanntmad'rung nadr § 71 Abs. 1 und eine
beglaubigte Aba&rift des Umlegungsplanes (5.14) mit dem Ersudren, die
Redrtsänderung in das Grundbudr einzutragen (§ 74),

b) dem Katasteramt:
je eine beglaubigte Absörift wie unter a) sowie ggf. die für die Fortführung
bzw. Neueinridrtung des Liegensdraftskatasters erforderlidren Vermessungs-
sd'rriften.

§[enn das Original der Umlegungskarte beim Umlegungsaussd'ruß oder bei der
Gemeinde verbleiben soll, also nid-rt an das Katasteramt abgegeben wird, ist die
beglaubigte Vervielfältigung der Umlegungskarte für das Katasteramt auf maß-
haltiger, transparenter Folie zu fertigen.

Sind zunädrst nur Teile des Umlegungsplanes in Kraft getreten, so kann das Kataster-
amt das Liegensdraftskataster für diese Teile fortführen, sofern es ihm nidrt geboten
ersd'reint, die Fortführung bis zum Inkrafttreten des gesamten Umlegungsplanes
zurüd<zustellen.

Bis zur Fortführung (Beridrtigung) des Uegensdraftskatasters dienen nadr § 74
Abs. 2 die Umlegungskarte und das Umlegungsverzeidrnis als amtlidrcs Verzeidrnis
det Grundstüd<e im Sinne des § 2 Abs. 2 der Grundbudrordnung.

6.6. Vorwegnahme der Entsdreidung

De Vorwegnahrne der Entsdreidung durdr Besdrluß des Umlegungsaussdrusses nadr
§ 76 sdrafft für einzelne Grundstüd<e vorab neues Redrt. Dem Besdrluß soll daher
eine Beridrtigung der öffentlidren Büdrer möglidrst bald folgen.

Der Umlegungsaussdruß sendet dem Katasteramt mit einer Absdrrift des Besdrlusses
je zwei Auszüge aus dem Zuteilungsplan (5.3.1) und dem Zuteilungsverzeidtnis
(5.?.2)t weldre nadr Form und Inhalt zur Ubernahme in das Liegensdraftskataster
geeignet sein müssen (§ 66 Abs. 2). Erforderlidrenfalls sind die betroffenen Grund-
stüd<e vorher zu vermessen und abzumarkeo (5.1 3); in geeigneten Fällen ist jedodr
audr eine Sonderung nadr Nr. 10.42 Fortführungsedaß II zulässig. Soweit die
neuen Grundstüd<e alte Grundstüd<e teilweise überded<en, müssen für die Rest-
flädren neue Flurstücke gebildet werden. Da diese Flurstüd<e mit Inkrafttreten des
UmLegungsplan.es wieder untergehen, ist eine Abmarkung nid'rt erforderlidr; audr
können die Flädren in einfadrer §/eise ermittelt und auf die Flädren der ent-
spredrenden Einwurfsgrundstüd<e abzüglidr der Flädren der durdr Besdrluß neu
zugeteilten Grundstüd<e abgestimmt werden.

Auf je einem der beiden übersandten Auszüge besdreinigt das Katasteramt, daß
diese nadr Form und Inhalt zur Ubernahme in das Uegensdraftskataster geeignet
sind und sendet sie dem Umlegungsaussdruß zurüd<, der sie sodann zusammen mit
einer Absd,rift des Vorwegnahmebesdrlusses dem Grundbudramt zur Beridrtigung
des Grundbudres weiterleitet (§ 74).

Es bleibt dem Katasteramt übedassen, ob es das Uegensdraftskataster sogleidr fort-
führt oder die Fortftihrung bis zum Inkrafttreten des gesamten Umlegungsplanes
zurüd<stellt. In diesem Falle bilden die Absdrrift des Vorwegnahmebesdrlusses und
die Auszüge aus Zuteilungsplan und Zuteilungsverzeichnis, entspredrend der Rege-
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Iung in § 74 Abs. 2, das amtlidre Verzeidrnis der Grundstüd<e im Sinne des § 2

Abs. 2 der Grundbudrordnung.

6.7 . V orzeitige Besitzeinweisung

Die vorzeitige Besitzeinweisung nadr § 77 regelt nur die Besitzredrte (Entzug bzw.
Ubertragung des Red'rtes der Nutzung von Grundstüd<en, damit verbunden mög-
lidrer Beginn der Bebauung). Die Eigentumsverhältnisse und die übrigen dinglidren
Redrte werden durdr diese Maßnahmen nidrt berührt.

Die vorzeitige Besitzeinweisung ist nur zulässig, wenn das §7oh1'der Allgemeinheit
es erfordert. Unter den in § 77 Abs. 1 genannten Voraussetzungen kann der Um-
legungsaussdruß von ihr Gebraudr madren, wenn z. B. offensidrtlidr unbegründete
Redrtsmiuel das Inkrafttreten des Umlegungsplanes erheblidr verzögern. Nadr § 77
Abs.2 gelten im übrigen die Bestimmungen des § 116 über vorzeitige Besitzein-
weisung bei Enteignungsverfahren (2. B. vorherige mündlidre Vethandlung mit den
Beteiligten, ggf. Si&erheitsleistung).

Die Grundstüd<e, in weldre ein nöuer Besitzer vorzeitig eingewiesen werden soll,
müssen wenigstens in dem Umfange abgemarkt sein (5,2; 5.13), wie es ftir die ein-
deutige Abgrenzung der beabsidrtigten Nutzung (Bebauung) gegenüber den Nadr'
bargrundstüd<en erfordedidr ist.

7. Kosten

Die Gebühren-, Auslagen- und Abgabenbefreiung nadr § 79 läßt Regelungen unbe-
rührt, die auf landesredrtlidren Vorsdrriften beruhen. Kosten für Arbeiten der
Vermessungs- und Katasterverwaltung sind daher nadr § 2 Abs. 2 Budrst. a und
§ 13 des Verwaltungskostengesetzes in Verbindung mit den Bestimmungen der
GOVerm. vom 4. 2. 1966 (Nds. GVBI. S. 31) in der jeweils gültigen Fassung zu
erheben. Für Arbeiten, die von Uffentlidr bestellten Vermessungsingenieuren aus-

geführt werden, gilt die KOVerm. Ing. vom 26. 4. 1966 (Nds. GVBI. S. 85) in der
jeweils gültigen Fassung.

Grenzregelung
l. .A,llgemeines

Die Grenzregelung ist ein gegenüber der Umlegung vereinfadrtes Verfahren, die

Grenzen zwisdren benadrbarten Grundstüd<en so zu verändern, dhß eine wirt-
sdraftlidr und städtebaulidr günstigere Ausnutzung von Baugrundstüd<en mögliö
wird oder bauredrtswidrige Zustände beseitigt werden. Ersd'rlie{lungsmaßnahmen

irgendweldrer Art können im §rege der Grenzregelung nidrt getroffen werden. Die
Durdrführung von Grinzregelungen obliegt der Gemeinde oder nadr § 4 Abs. 4
einem Planungsverband.

2. Voraussetzungen

Eine Grenzregelung ist nadi § 80 unter folgenden Voraussetzungen zulässig:

a) Es soll eine ordnungsmäßige Bebauung erreidrt, d. h. Mängel in der Bebauung

und Bebaubarkeit der betroffenen Grundstüd<e sowie bauredrtswidrige Zustände

sollen beseitigt oder soweit wie möglidr gemildert werden.
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Diese Voraussetzung ist audr erfüllt, wenn sie nur ftir eines von zwei benadlbarten

Grundstüd<en erreidrt werden kann.

b) Die betroffenen Grundstüd<e müssen entweder im Geltun-gsbereidr eines Bebau'

ong,rpirr", oder innefialb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile liegen.

Es ist also nidrt notwendig, für bebaute ortsteile einen Bebauungsplan eigens für

Zw e&e der Grenzregelung aufzustellen.

c) De Grenzregelung muß im öffentlidren Interesse geboten sein'

Das öffentlidre Interesse kann bereits gegeben sein, wenn Grundstüd<e -baulidr
il.;;;;;;t werden können, falls im,ort]idre" Bereidr Malsel an Bauland besteht,

iU.. ",i4, 
wenn bauredrtswidrige Zustände gemildert oder beseiti4 werden.

d) Der §üert der betroffenen Grundstüd<e darf nur unerheblidr geändert werden.

Da sidr der §fert besser gesdrnittener Grundstüd<e allgemein erhöht,-ist hier unter

%;ilJ;;rg vor allem äie untersdriedlidre §rertänderung der betroffenen Grund-

riifi&. * ,".it h"rr. Als Anhalt für die Unerheblidrkeit können in Anlehnung an

s'iä lur x d.es Flurbereinigungsgesetzes vom 14.7. 195? (BGBI. I S' 591) etwa 50/o

äes Verkehrswertes der Gänditld<e (einsdrließlidr der aufstehenden Gebäude und

anderer wesendidrer Bestandteile) gelten.

e) Die bei der Grenzregelung den Eigentümer wedrselnden Grundstü&steile dürfen

n'idrt selbständig bebaubar sein.

f) An einem Grenzregelungpverfahren können zwei benad'rbarte Grundstücle,

ledodr audr mehrere Grund«id<e mit gemeinsamen Grenzen beteiligt sein.

Nadr § 80 Abs. 1 letzter satz können von der Grenzregelung betroffene Dienstbar'

Ü;; ,r.o g"ordn.t werden. Jedodr können keine Dienstbarkeiten völlig neu

begründet werden.

3. Duüftihrung der Crenzregelung

3.1. Mitwirkung der Vermessungsstellen

Der Besdrluß über d,ie Grenzregelung muß nadr § 82 Abs. 1 letzter Satz nadr Form

oJ i"h"lt zur Ubernahme ir, äs Lägensdraftskataster geeignet sein. Es empfiehlt

,fa äit "i d.irrg.nd, bei Durdrführuig des Verfahrens bereits auf die Erfüllung

dieser Bestim*,r-rrg 
"Lrort.llen. 

Söweit die Gemeinden nidrt über geeignete vefmes'

;r"g;d-trd,. pid,krafte verfügen, sollen sie.sidr hierzu der Mitwirkung des zu'

,üiriag.n Katasteramtes oder eines Offentlidr bestellten Vermessungsingenieurs

bedienen.

3.2. Unterlagen über den alten Bestand

Als Unterlagen für das Verfahren dienen

a) ein beglaubigter Auszug aus dem Flurkartenwerk nadr Nr. 3.2 des Kataster-

benutzungserlasses (3.2. 1 ),

b) ein beglaubigter Auszug aus den Katasterbüdretn (3'2'2),

c) ein Verzeidrnis mit den Eintragungen der Abteilung II des Grundbudrs

(Lasten und Besdränkungen) (3.2.3)'
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3.2.1.- Auf dem Auszug aus dem Flurkartenwerk soll das Katasteramt besdreinigen,
daß die baulidren Anlagen auf den von der Grenzregelung u"t oü.r"n und auf
deren Nadrbargrundsttid<en ridrtig und vollständig darg-estelli sind.

3-2.2. -D., Atrszug aus den Katasterbüdrern ist frir alle von der Grenzregelung
betroffenen Grundstüd<e zu beantragen.

3.2.3. Das verzeidrnis mit den Angaben der Abteilung II des Grundbudres ist für
die von der Grenzregelung betroffenen Grundstü&e beim Grundbudramt zu
beantragen- Das Grundburtamt besdreinigt die übereinstimmung des verzeidr-
nisses mit den Angaben des Grundbudres.

3.3. Erörterungstermin

Vor dem Besdrluß über die Grenzregelung ist den Beteirigten nadr s g2 Abs. r
Gelegenheit zur stellungnahme zu giue". Dies gesdrieht"zwed<mäßig in einem
Erörterungstermin, über dessen Ergebnis eine Nieäersdrrift zu fertigeriist, weldre
die Beteiligten untersdrreiben sollen. In einfadren und klaren Fa'ilen kann die
Stell,ungnahme audr sdrriftlidr herbeigeführt werden.

3.4. Abmarkung und Aufmessung der neuen Grenzen

§iIenn über den Verlauf der neuen Grenzen Klarheit besteht, beantragt die Gemeinde
bei einer vermessungsstelle nadr s 2 des Vermessungs- und Kataltergesetzes die
Abmarkung und vermessung. Es empfiehlt sidr, Mehrausfertigungä der Ab.
sdrreihungisunterlagen (Nr. 3.5 Katasterbenutzungserlaß) sogleidiin-einer soldren
Anzahl zu bestellen, wie sie für die Zustellung äes Besdrl*ises nadr s g2 Abs. 2
benötigt werden. Mit der Abgabe der Absdrreibungsunterlagen vom Katasteramt
an die Gemeinde ist die Bestimmung nadr § 82 Abs. I letzter saiz erfüllt.

3.5. Besdrluß über die Grenzregelung

In dem Besdrluß über die Grenzregelung nadr § 82 werden
a) die neuen Crenzen,

b) die Geldleistungen (s 81),

c) erforderlidrenfalls die Neuordnung von Dienstbarkeiten festgesetzt. Eine
Ausfertigung der Absd'rreibungsunterlagen ist als Bestandteil zum Besdrluß
zu nehmen. Es empfiehlt sidr, den Besdrluß zu begründen und zu erläutern.
Der Besdrluß ist nadr § 82 Abs. 2 allen Beteiligten zuzustellen und naö
§ 154 mit einer Redrtsmittelbeletrrung zu versehen.

,1. Absüluß des Verfahreas

4.1. Inkrafttreten der Grenzregelung

Die Grenzregelung tritt nadr s 83 Abs. 2 mit der Bekanntmad'rung nadr § 83 Abs. I
in Kraft. über den Zeitpunkt der unanfedrtbarkeit gilt das in Abidrnitt umlegung,
Nr. 6.3 Abs. t Gesagte entspredrend.

4.2. Beridrtigung der öffendidren Büdrer

Nadr der Bekanntmadrung (4.1) veranlaßt die Gemeinde die Beridrtigung der
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öffentlidren Büdrer (§ 84). Sie übersendet dem Grundbudramt eine beglaubigte
Absdrrift des Besdilusses (3.5) und eine Mitteilung über den Zeitpunkt der Bekannt'
madrung (4.1 ) mit dem Ersudren, die Redrtsänderungen in das Grundbudr einzutragen.
Dem Katasteramt teilt die Gemeinde den Zeitpunkt der Bekanntmadrung mit. Die
Fortführung des Liegänsdraftskatasters kann unterbleiben, bis das Grundbudramt
dem Katasteramt die Eintragung der Redrtsänderungen in das Grundbudr mitgeteilt
hat. Bis zur Fortführung (Beridrtigung) des Uegensdraftskatasters dient der Besdrluß

über die Grenzregelung (3.5) als amtlidres Verzeiönis der Grundstäd<e im Sinne

des § 2 Abs. 2 der Grundbudrordnung (§ 84 Abs. l, 2. Satz, in Verbindung mit
§ 74 Abs. 2).

5. Kosten

Für die Kosten der Grenzregelung gilt Nr. 7 des Absdrnitts Umlegung entspredrend.

6. Anlagen

Anlage 1 : Bekanntmadrung des Umlegungsbessdilusses

Anlage 2, Bestandskarte (lose beigefügt)

Anlage 3a t Bestandsverzeidrnis Teil I

Anlage 3b ' Bestandsverzeidrnis Teil I

Anlage 4at Bestandsverzeidrnis Teil II

Anlage 4b ' Bestandsverzeidrnis Teil II

Anlage 5a, Verzeidrnis der Beteiligten

Anlage 5b r Verzeidrnis der Beteiligten

Anlage 6 ' Zuteilungsplan (lose beigefügt)

Anlage 7a, Zuteilungsverzeidrnis

Anlage 7b, Zuteilungsverzeidrnis

Anlage 8 ' Umlegungskarte (ose beigeftigt)

Anlage 9a r Umlegungsverzeidrnis

Anlage 9b ' Umlegungsverzeidrnis

Uml.Vordr.
Nr.

1.0

- Titel - 2.0

- Einlage - 2.1

- Titel - 3.0

-Einlage 
2- 3.1.1

- Titel - 4.O

- Einlage 2 - 4.1 .t

- Titel - 5.0

- Einl age 2 - 5.1.1

- Titel - 6.0

- Einl age 2 - 6.1.1
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Anlagc I
(zu Nr. 2.2.3)

(Gemeinde)

- Lfmlegungsaussdruß -

Bekanntmachung

Umlegung nadr dem Bundesbaugesetz vom 2?. 6. 1960 GGBI. I S. ?41)

Umlegungsgebiet,

Gemarkung r Flur t

Der Umlegungsaussdruß der oben angegebenen Gemeinde

hat am folgenden Besdrluß gefaßt,

Das Umlegungsgebiet ist in der beigefügten Ubersidrtskarte/Bestandskarte*) dar-
gestellt.

Nadr § 50 Abs. 1 des Bundesbaugesetzes (BBauG) wird dieser Besdrluß hiermit
bekanntgemadrt.

In dem Umlegungsverfahren sind nadr § 48 BBauG Beteiligte:

1. De Eigentümer der im Umlegungsgebiet gelegenen Grundstüd<e,

2. die Inhaber eines im Grundbudr eingetragenen oder durdr Eintragung gesidrerten

Redrtes an einem im Umlegungsgebiet gelegenen Grundstüd< oder an einem das

Grundstüd< belastenden Redrt, l

3. die Inhaber eines nidrt im Grundbudr eingetragenen Redttes an dem Grundstü&
oder an einem das Grundstüd< belastenden Redrt, eines Anspruihs mit dem Redrt
auf Befriedigung aus dem Crundstüd< oder eines persönlidren Redrts, das zum

Erwerb, Besitz oder zur Nutzung des Grundstüd<s beredrtigt oder den Verpflidr-
teten in der Benutzung des Grundstüd<s besdrränkti

4.

5.

6.

Die unter Nr. 3 bezeidrneten Personen werden zu dem Zeitpunkt Beteiligte, an dam

die Anmeldung ihres Redrts dem Umlegungsaussdruß zugeht.

§Tedrselt die Person eines Beteiligten während des Umlegungsverfahrens, so tritt
sein Redrtsnadrfolger nadr § 49 BBauC in dieses Verfahren in dem Zustande ein,

in dem es sidr im Zeitpunkt des tlbergangs des Redrts befindet.

*) Nidrtzutreffendes streidren.
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B wird aufgefordert, Redrte, die aus dem Grundbudr nidrt ersidltlidr sind, aber

;.'d;;.tltä;; ;; ü.i;sr;isverfahren-beredrtisen, innerhalb eines Monats nadr

äi"r.. g"["r,it 
"drurg-"b"i" 

dem Umlegungsaissdruß der oben angegebenen

ö;;"e;- aCesd,:iftsstile'
;;;H*. Dies gilt ,ua m, Miet- und Padrtredrte. §ferden Redrte erst nad'r

Ablauf dieser Frist ""g"i.ia., 
oder nadr Ablauf einer gemäß § 1s A!s' 3 BBauC

""* il.;;;il;;J;ß g.setzten rrist glaubhaft gemadrt, so,1uß, eln Beredrtigter

ä.'tfrf,."ä*'V.rfr"rarri'gen und Festsizungen g-egen-siö gelten lassen, wenn der

fu;;;ü;;;;ra.,ß di"' iäi*i. _o"...t"t'"ü.. ä',i. Redrts, das aus dem Grund-

ilA;td, ersidrtlidr lrt, "U.. 
zur Beteiligung am Umleglngsvglfalren beredrtigt'

,n"fl ai. §Tirkung eit es ,or der Anmeldung eingetragentl .Ftobl":ft,ebenso 
gegen

,ä-Äi." lassen"wie derieleiligte, d.* gfoettiberäie Frist durdr Bekanntmadrung

J.r üo*"tt"ngsaktes zuerst in Lauf gesetzt worden ist'

(§ 48 Abs.3lautet: Bestehen Zweifelan einem angemeldetenl"q:q so hat die

üi.grärr"ne aem n"-!ra"ra., unverzüglidr eine Frist zur Glaubhaftmadrung

seines Redrtes zu setzen. N"Ä f."Ätfo."m A6lauf der Frist ist er bis zur Glaubhaft-

madrung seines Redrtes nidrt mehr zu beteiligen)'

Nadr s Jt BBauG dürfen von der Bekanntmadru|g des Umlegungsbesdrlusses bis

;;;-B"ilÄadrung a.r-u;i"g""gsplanes im Umlftungsgebiet nur mit sdrriftlidrer

Genehmigung des Umlegungsaussdrusses

f . V.rfüj,rng.n über eiriGrundstüd< und über Redrte an einem Crundstüd< getroffen

oder Vereinbarr"g"; ;;;:CGu'"n *ttdtt, durdr die eingm aldgren ein Redrt

,ui- No,r,rrrg .d; 
-b;b;;";g 

eines Grunästüd<s oder Grundstü&steiles ein-

geräumt wird;

2. Irheblidre Verändenrngen der Erdoberflädre oder wesentlidr wertsteigernde,
- 

*d;neränderungeri der Grundstüd<e vorgenommen werden;

3.nidrtgenehmigungsbedttrftige,aber-wertsteigerndebaulidreAnlagenerridrtet" 
;d;; ti*,ii"igä."ä, A;J.t;d"" soldrer Anlagen vorgenommen werden;

4. genehmigunglbedtirftige baulidre Anlagen erridrtet oder geändert werden.

Voih"b.rr, ä. ro. dem Inkrafttreten der Veränderungssperre.bauredrtlidr genehmi$

*;;;;;;e, Unterhaltung;;;i;t"' und die rglfihrils einer bisher ausgeübten

N;;;;g *.rd.n von der ferändenrngs§perre nidrt berührt'

Redrtsmittelbelehrung

GegendenUmlegungsbesdrlußkanninnerhalbeinesMonatsnadrdieserBekannt-
;;ä;;; §rtd..#"Ä-;;;äldie Beteilieten erhoben werden. Der §Tidersprudr ist

bei dem Umlegungsautt;;ß aei Jt" angegebenen Gemeinde (C'esdräftsstelle:

) sdriftlidr oder zur

Niedersdrrift zu ertreben.

, den

(Gemeinde)

- 
t-[plegungsaussdruß -
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Anlage 3 a

(zu Nr. 4.1.2)

(Getnoids)

Adorf

- UmlegungeausschuB -

Umlegungsgebiet

Umlegung nach dem Bundesbaugesetz

Gemarkung Beerfeld Flur ...?...................

Bestandsverzeichnis
TEiI I

Dieses Besta'ndsverzeich n is besteht aus ..........7-........... Blättern

Es wird bescheinigt, daB die Angaben in den Spalten 1 bis 7 mit dem Liegenschaftskataster
übereinstimmen.

Katasteramt
Eemeln

Heneln 3. 3. I 967
..............:.........

(Deüm)

Aufgestellt nach § Sg Abs. 1 des Bundesbaugesetzes v.23.6. 1960 (BGBI. I S.341)

(Untsrscfirift)

UmlegungsausschuB

0hrrättt)

(Gemsüde!

Adorf

(Unterschrift)

Adorf 2L.2.L967

Dieses Bestandsverzeichnis hat zusammen mit der Bestandskarte

11.3.L967 10.4.1967 Adorf
öffentlich ausgelegen.

c
?.
o
CLir
=
;"o

Adorf

26
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Anlage 3 b
(zu Nr. 4.1 .2)

c
3

o
.L
:i

z
I

P

Dieser Vordruck is* zum Ausfüllen für Schreibmasc-trinen'mit Perlschrift (2,3 mm Wagenschritt) eingericttet. Bitte kein Kohlepapier einlegen, der Vordruck ist solbstdurchschreiM!
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Anlage 4 a
(zu Nr. 4.1.2)

- UmlegungsausschuB -

Umlegung nach dem Bundesbaugesetz

U mlegungsgebiet ...........

Bestandsverzeichnis
Teil Il

Dieses Bestandsverzeichnis besteht aus .... Blättern

Es wird bescheinigt, daB die Angaben in den Spalten 1 bis 7 mit dem Liegenschaftskataster
übereinstimmen.

Katasteramt

(Drtrm) (Unurscürrift)

Es wird bescheinigt, daB die Eigentümerangaben und die Angaben
Spalten 11 und 12* mit dem Grundbuch übereinstimmen.

in den Spalten 7 bis 9 sowie in den

Grundbuchamt

ßMuift)(Ort)

.) Nichtrutpffendee etreichen

Aufgestelh nach § Sg Abs. 1 des Bundesbaugesetzes v. 23. 6. 1960 (BGBI. I S. 341)

UmlegungsausschuB
C
3

§:r
z:r
9Dc!

28
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C
3

o
a
:r
z
tr

!.,

t

2

3

19

2A

21

22

23

21

20

26

Bestandsverzeichnis - Teil Il

I

2

3

4

5

6

7

I

I

r0

11

12

13

14

15

16

17

18

r9

21

24

Rlatt 3 -

Ord''nungs-

Nr.

Eintragungen in Abteilung ll des Grundbuchs

Lfd.Nr.
der Grund-
stücke im
Grundbuch Lfd.Nr. 

I

La$on wd Bescfired<rrlgprr

I g 10

3

I I Reallast fttr Wshnrecht zuEunsten GLese,

AdeLheid, Rentnerin, eLngetragen €rm 6 . ldärz 1956

Anlage 4 b
(zu Nr. 4.1 .2)
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Eintragungen in Abteilung lll des Grundbuchs

*t:n* n,,O (nücksette)

(zu !lt. 4 .L. 2. )

I

I

Lfd.Nr.
der Grund-
st{icke im
Grundbuch

I

I

I Ua.Ur. I Hypotheken, Grundsc-hulden, Rentenschulden

Ord-
nungs-
Nr.

11 12 t3

3

I 3 85OOr- DII Htrrpothek f,ür fJ-l.gungsdarlehen

zugrunsten der KreLssparkasse Hemeln, eing'etragen

am 5 . Septernber 1958

vco-a
!P.
o
o3
t,
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Anlage 5 a
(zu Nr. 4.1 .4)

- Umlegungsausschuß -

Umlegung nach dem Bundesbaugesetz

U mleg ungsgebiet ...........

Gemarkung ..... Flur

Verzeichnis der Beteiligten

Anmerkung:
Der Tag der Zustellung ist auf dem auszuhändigenden Schriftstück zu vermerken.
Bei der Zustellung durch Postzustellungsurkunde ist im Verzeichnis einzutragen:IZU sowie der
Tag der Zustellung und die Belegnummer.
Bei Zustellung durch eingeschriebenen Brief ist im Verzeichnis einzutragen: E sowie der Tag der
Absendung und die Belegnummer.
Die Zustellbelege sind zu numerieren und dem Verzeichnis beizufügen.
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2

3

4

5

6

7

I

I

10

11

12

13

14

15

16

c
1
o
CL
:r
z
I

17

18

1g

20

21

22

23

21

25

26

lbrzeicfrnis der B#iligüen

Beteiligte

Familienname, Vorname, Wohnort, Wohnung
(ggf. Zeitpunkt des Eingangs einer Anmeldüng nach § 48 Abs.2 BBauG)

Vermerke

Ladung zum Eröfterungstennin e*taher

I Unterschrift oder
am I Zustellungwerm;Bel.Nr

I I

GLeEe, Otto, Adorf, Bogenstlaße 4

Giese, Adelheid, Adorf, Bogenstraße 4

Kreissparkasse [Ieme1n, Heme1n,

Am Markt I

famtlienname, Vornarre
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Anlage 5 b
(zu Nr. 4.1 .4)

€ aus dem Umlegungsplan erhalten

Unterschrift odern I Zustellungsverm; Bel.Nr.
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Umlegung nach dem Bundesbaugesetz

Umlegungsgebiet

Gemarkung

Zute i I u n g sve r zeich n i s

Vermerke über den zeitlichen Ablauf des Umlegungsverfahrens

1. Anordnung der Umlegung:

2. Einleitung der Umlegung: Umlegungsbeschluß des Umlegungsausschusses vom

3. Bekanntmachung des Umlegungsbeschlusses vom bis

4. Zeilpun kt de r U n anfech tba rke it des U mleg u n g sbesch lu sses:

5. Benachrichtigung des Grundbuchamtes und Katasteramtes am

6. Bekanntmachung über die Auslegung der Bestandskarte und
des Bestandsverzeichnisses - Teil I - vom bis

7. Öffentliche Auslegung der Bestandskarte und des Bestandsverzeichnisses - Teil I -
vom bis in

8. Erörteru ngstermine am und

9. Beschluß über die Aufstellung des Umlegungsplanes vom

10. Bekanntmachung über die Auslegung der Umlegungskarte vom bis

11. Öffentliche Austegung der Umlegungskarte vom
in

12. Auszüge aus dem Umlegungsplan an die Beteiligten erteilt am

13. Zeitpunkt der Unanfechtbarkeit des Umlegungsplanes:

14. Bekanntmachung des Zeitpunktes der Unanfechtbarkeit des Umlegungsplanes
vom bis

15. Durch Bekanntmachung von
Umlegungsgebietes

bis in Kraft gesetzte Teile des

16. Ersuchen an das Grundbuchamt und Katasteramt um Berichtigung der öffentlichen Bücher
am

bis

Anlage 7 a
(zu Nr. 5 .3.2)
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Zute i I u n gsYe rzeic h n is

Einwurfsgrundsttlcke

Flächen-
abzug

qm

Flächen-
beitrag

qm

Sollanspruch Neuer Besti

ha | " !q,

Einwurfswert
in DM

.t
le qm I insgesamt

Wert

DM ha i'':'j qm

Flu

Flur

rkarte

I Flurstuck

Lagebezeic
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Zuteilungswert
in DM

je qm I insgesamt

Flächen'
diff.
(Sp. 18-
Sp. la)

qm

Ge
der

zu zahlen (+) I

zu erhalten (-) I

a)Geldausgl. I
b) Geldabfind. IDMI

ldleistungen
Eigentiimer hat

insgesamt
zu zahlen r zu erhaltenDM I ot,t

Rechtsverhältnisse

a) zu löschen
b) zu ändern
c) neu zu begründen
d) zu übertragen

Abt./lfd. Nr.

Ord-
nungs-
Nr.

Fläche

ha | " lo,n
l8 19 20 21 22 29 24 25 26

3

I 15 r.3 10.595

I 59 13 11. L67

d) r_I/1

9 60 13 L2.480 d) r.rt/3

26 34 34.242 -2L
ä)
-273 273

Anlage 7 b
(zu Nr. 5 .3.2)

2

3

4

5

6

7

8

I

10

11

t2

13

14

15

r6

17

r8

19

20

2l

22

23

24

25

26
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Anlage 9 a
(zu Nr. 5.14.2)

Umlegungsausschuß -

Umlegung nach dem Bundesbaugesetz

U mlegungsgebiet ...........

Gemarkung ..... Flur

Umlegungsverzeichnis

Dieses Umlegungsverzeichnis bildet mit der Umlegungskarte vom
den Umlegungsplan im Sinne des § 66 (3) des Bundesbaugesetzes. Es besteht
aus Blättern und Anlagen.
Der Umlegungsplan ist am

Aufgestellt lt. Beschluß vom

mit den Beteiligten erörtert worden.

Umleg ungsausschuß

(Unterschrift)

Nach § 66(2) des Bundesbaugesetzes wird
nach Form und lnhalt zur Ubernahme in das

hiermit bescheinigt, daß dieses Umlegungsverzeichnis
Liegenschaftskataster geeig net ist.

C
1
o
CL
I

z
Po

Katasteramt

(Unterschrift)

Der Umlegungsplan ist am unanfechtbar geworden. Dies wurde am
ortsüblich bekanntgemacht. Bis zur Berichtigung des Liegenschaftskatasters dient der Umlegungsplan
als,amtliches Verzeichnis der Grundstücke im Sinne des § 2 Abs. 2 der Grundbuchordnung
(§ z+ (2) BBauG).

(Unterschrift)
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Neuer Bestand

Umlegungsverzeichnis

Flurkarte

Flur I Flurstuck
Lagobezeichnung NuEungsart

Fläche

ha!"1q, zu bechen
Abü/lfd. t*.

zut
Abt

I I 10 t1 12 13

2 29L I[lnkeletraße 6 IIf !e 15

2 300 I{lnkeletraße 5 Hf I 59

2 306 Bogenstraße 4 Hf 9 60

1

2

3

4

6

6

?

E

9

10

11

12

13

11

16

16

1?

18

10

20

21

22

29
c
1
521
a
4
E25
:J

26
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Geldleistungen

Ord-
nungs-
Nr.

Re,

den
l. Nr.

chte und Elelastungen
zu
üLertragen I lnhalt

Abt./lfd. Nr. I

Entstehungsgrund

Der Eigentürner hat

zu zahlen I zu erhalten
DMIDM

16 17 18 19 20 21

3

IrtLnder-
zuteiluncr 273.-

TV}

;;;;;

Reallast ftlr Wohnrecht, ztt-

gunsten GLese, Adelheid,

RentnerLn

85OOr- DM Hlpothek fttr Til-
gungsdarlehen zugunsten der

KreLssparkasse Hemeln

Anlage 9 b
(zu Nr. 5.14.2)

1

2

3

4

5

o

7

I

I

10

11

12

13

14

15

16

1?

18

19

20

21

22

23

24

25

26
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